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(No. 456) Erklarung wegen Ausdehnung der ſeit 18 12. zwiſchen der Koͤnigl. Preußiſchen 


Regierung und der Schweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft beſtehenden Freizü⸗ 


gigkeits⸗ Uebereinkunft, auf ſaͤmmtliche jetzige Koͤnigl. Preußiſche und 
zur Schweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft gehörige Lande. De dato den 
25ſten Oktober 1817. 


De Koͤnigl. Preußiſche Regierung und die Schweizeriſche Eidgenoſſenſchaft 
find mit einander dahin uͤbereingekommen und erklaͤren hiermit: daß gegen⸗ 


feitig, der Abſchoß bei Erb⸗ und Vermächknißfällen und das Abfahrtsgeld in 
allen den jenigen Faͤllen, in welchen die Auswanderungen aus den Koͤnigl. 
Preußiſchen Staaten in die ene, und aus der Schweiz in die Koͤnigl. 
Preußiſche Staaten erlaubt ſind, ohne Unterſchied, ob die Erhebung dem 
Fiskus oder Privatberechtigten, Kommunen oser Parrimonial- Gerichten zu: 
e aufhören fol „und daß die dieſerhalb im Jahre 1812, zwiſchen Seiner 

Majeſtaͤt dem Könige von Preußen und der Schweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft 
ab geſchloſſene Uebereinkunft auf ſaͤmmtliche jetzige reſp. Koͤnigl. Preußiſche und 
3uf Schweizeriſchen Ei enſchaft gehörige Lande Anwendung finden foll, 
gen, innerhalb der reſp. Königl. Preußiſchen und 


zu der Schweizeriſchen 
gigen und kuͤnftig vorkommenden Erbſchafts⸗, „Vermaͤchtniß⸗ und Vermoͤgens⸗ 
Berabfolgungs⸗ Sail en 9 Rh einen in den andern Staat, in Gemaͤß heit 

Gegenwärkige Erklarung g fol, nachkein fie in gleichlautenden E reinpla⸗ 
rien von dem Koͤnigl. Preußiſchen Miniſterium und von Seiten der Schweize⸗ 
riſchen Eidgenoſſenſchaft vollzogen und ausgewechſelt worden, durch öffentliche 
Bekanntmachung in den beiderſeitigen Landen Kraft und Wirkfamkeit erhalten. 

Urkundlich iſt dieſe Erklaͤrung mit dem Koͤniglichen Inſiegel beoruckt, 
und von mir, dem Staatskanzler, unterzeichnet worden. 

Berlin, den 25ſten Oktober 1817. 


N) E. Fuͤrſt v. Hardenberg. 


Jahrgang 1818. gi > (No. 457 


(Ausgegeben zu Berlin den 27ften Januar 1818.) 
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(No. 457.) Kartel⸗ Konvention zwiſchen Preußen und Lippe⸗Detmold. Vom 31ſten 
Oktober 1817. : S 


Wi. Friedrich Wilhelm von Gottes Gnaden König von Preußen ze. ꝛc. 
und Ihro Durchlaucht, die Fuͤrſtin Regentin zu Lippe ſind uͤbereingekommen, 
eine Kartel-Konvention abzuschließen, in deren Folge Nachſtehendes zur ge⸗ 
naueſten Befolgung hierdurch bekannt gemacht wird: 


ö Artikel I. 
Alle in Zukunft, und zwar vom Tage der Bekanntmachung der Konven⸗ 
tion an gerechnet, von Unſeren Armeen und den Truppen Ihro Durchlaucht 
deſertirende Militairperſonen ſollen gegenſeitig ausgeliefert werden. 


i n Artikel 2. 

Als Deſerteurs werden, ohne Unterſchied des Grades oder der Waffe, 
alle diejenigen angeſehen, welche zu irgend einer Abtheilung des ſtehenden Hee⸗ 
res oder der bewaffneten Landesmacht nach den geſetzlichen Beſtimmungen 
eines jeden der beiden Staaten gehören, und derſelben mit Eid und Pflicht ver⸗ 
wandt ſind, mit Inbegriff der bei der Artillerie oder ſonſtigem Fuhrweſen ange⸗ 
ſtellten Knechte. g N 
: Artikel 3. 

Sollte der Fall vorkommen, daß ein Deſerteur der hohen kontrahirenden 
Mächte fruher ſchon von einer andern Macht deſertirt wäre; fo wird dennoch, 
ſelbſt wenn mit der Letzteren ebenfalls Auslieferungs-Vertraͤge beſtaͤnden, die 
Auslieferung ſtets an denjenigen der hohen Kontrahirenden erfolgen, deſſen 
Dienſte er zuletzt verlaſſen hat. Wenn ferner ein Soldat von den Truppen eines 
der paciscirenden Souverains zu denen eines Dritte und von dieſen wiederum 
in die Lande des andern paeiseirenden Souverains di ſonſt zu deſſen Truppen 
deſertirt; fo kommt es darauf an, ob letzterer Souverain mit jenem Dritten ein 
Kartel hat. Iſt dieſes der Fall, ſo wird der Deſerteur dahin abgeliefert, woher 
er zuletzt entwichen iſt, im entgegengeſetzten Falle aber wird er dem paeiseirenden 
Souverain, deſſen Dienſte er zuerſt verlaſſen hat, ausgeliefert. 


8 Artikel 4. 5 i 

Nur folgende Faͤlle werden als Gründe, die Auslieferung eines Deſer⸗ 

keurs zu verweigern, anerkannt: N 5 

a) wenn der Deſerteur aus den Staaten des jenſeitigen hohen Souverains, 

fo wie fie durch die neueſten Verträge begraͤnzt find, gebuͤrtig iſt, und alfo 
vermittelſt der Deſertion nur in feine Heimath zuruͤckkehrt; 

b) wenn ein Deſerteur in dem Staate, in welchen er entwichen iſt, ein Ver⸗ 

brechen begangen hat, deſſen Beſtrafung vor ſeiner Auslieferung die Lan⸗ 

des⸗ 


den Effekten, Pferden, 


— 3 zum 


desgeſetze erfordern. Wenn nach uͤberſtandener Strafe der Deſerteur aus⸗ 
geliefert wird, ſollen die denſelben betreffenden Unterſuchungsakten, ent⸗ 
weder kn Original, oder auszugsweiſe und in beglaubten Abſchriften uͤber⸗ 
geben werden, damit ermeſſen werden kann, ob ein dergleichen Deſerteur 
noch zum Militairdienſt geeignet ſey, oder nicht. 

Schulden oder andere von einem Deſerteur eingegangene Verbindlichkei⸗ 


ten geben dagegen dem Staat, in welchem er ſich aufhaͤlt, kein Recht, deſſen 


Auslieferung zu verſagen. 
Artikel 5. f 

Die Verbindlichkeit zur Auslieferung erſtreckt ſich auch auf die Pferde, 
Sattel und Reitzeug, Armatur- und Montirungsſtuͤcke, welche von den Deſer⸗ 
teurs etwa mitgenommen worden find, und tritt auch dann ein, wenn der D⸗ 
ſerteur ſelbſt, nach den Beſtimmungen des vorhergehenden Artikels, nicht aus: 
geliefert wird. - 

Artikel 6. 3 = 
Um durch die moͤglichſte Regelmaͤßigkeit die Auslieferung zu befchlennis 


gen, werden beide hohe kontrahirende Theile wegen beſtimmter an ihren 


Grenzen belegener gegenſeitiger Ablieferungsorte uͤbereinkommen, an welchen 
eine gegenſeitig bekannt zu machende Behoͤrde mit der Empfangsnahme der 
Deſerteurs und ſofortiger Bezahlung aller in den nachfolgenden Artikeln 10. 


und 12. ſtipulirten Koſten beauftragt ſeyn wird. 


Artikel 7. 
Die Auslieferung geſchieht in der Regel freiwillig, und ohne erſt eine 


Requiſition abzuwarten. Sobald daher eine Militair- oder Civilbehoͤrde einen 


deckt, wird derſelbe, nebſt den etwa bei ſich haben. 
Waffen zc. 2. ſofort, unter Beifuͤgung eines aufzu⸗ 
die jenſeitige Behörde im naͤchſten Ablieferungsorte, 


jenſeitigen Deſerteur ent 


nehmenden Protokolls, ar 


gegen Beſcheinigung, uͤbergeben. 


n Artikel 8. i 

Sollte aber ein Deſerteur der Aufmerkſamkeit der Behoͤrden desjenigen 
Staates, in welchen er uͤbergetreten iſt, entgangen ſeyn, ſo wird deſſen Aus⸗ 
lieferung ſogleich auf die erſte desfallſige Requiſition erfolgen, ſelbſt dann, 
wenn er Gelegenheit gefunden hätte, in dem Militair⸗Dienſte des gedachten 
Staats angeſtellt zu werden. Nur wenn uͤber die Richtigkeit weſentlicher in 
der Requiſttion angegebener Thatſachen, welche die Auslieferung überhaupt 
bedingen, ſolche Zweifel obwalten, daß zuvor eine naͤhere Aufklaͤrung derſel⸗ 
ben zwiſchen der requirivenden und der requirirten Behoͤrde noͤthig wird, iſt 
der Auslieferung Anſtand zu geben. f f 
ER A 2 Artikel 


: Artikel 9. i 
f Die im vorſtehenden Artikel erwaͤhnten Requiſitionen ergehen Preußi⸗ 
ſcher Seits an die Lippeſche Vormundſchaftliche Regierung, und Lippeſcher 
Seits in Hinſicht ſchon zum Dienſte angenommener Deſerteurs, an das Ge- 
neral-Kommando der Provinz, worin ſich der Deſerteur befindet, in allen 
uͤbrigen Faͤllen an die betreffende Preußiſche Provinzial⸗Regierung. N 


f Artikel 10. 

An Unterhaltungskoſten werden der ausliefernden Seite fuͤr jeden De⸗ 
ſerteur, vom Tage ſeiner Verhaftung an, bis zum Tage der Auslieferung 
einſchließlich, fuͤr den Tag Drei Groſchen Preußiſch Kourant, fuͤr ein Pferd 
aber taͤglich Sechs Pfund Hafer, Acht Pfund Heu, und Drei Pfund Stroh, 
Berliner Gewicht, den Zentner zu 110 Pfund, gut gethan. 

Die Berechnung der Futterkoſten geſchiehet nach den Marktpreiſen des 
Orts, oder der naͤchſten Stadt, wo die Arretirung geſchehen iſt, und die Be⸗ 
zahlung erfolgt, ohne die geringſte Schwierigkeit, gleich bei der Auslieferung. 

Wenn auf die auszuliefernden Deſerteurs, nach ihrer zum Zweck der 
Auslieferung erfolgten Verhaftung, wegen Krankheit hoͤhere Verpflegungs⸗ 
koſten haben verwendet werden muͤſſen; ſo werden dieſe ebenfalls ſogleich bei 
der Auslieferung, jedoch auf den Grund einer mitzutheilenden beſonderen Be⸗ 
rechnung, erſtattet. 

5 Artikel I . 

Außer dieſen Koſten und der im nachfolgenden Artikel 12. bemerkten Be⸗ 
lohnung, kann ein Mehreres unter irgend einem Vorwand, wenn auch gleich 
der auszuliefernde Mann unter den Truppen des Souverains, der ihn auszu⸗ 
liefern hat, angeworben ſeyn ſollte, etwa wegen des Handgeldes, genoſſener 
Löhnung, Bewachung und Fortſchaffung, oder wis es ſonſt Namen haben 
moͤgte, nicht gefordert werden. 5 ER 


Artikel 12% 

Dem Unterthan, welcher einen Deferteur einliefert, ſoll eine Gratifika⸗ 
tion von Fuͤnf Thalern Preuß. Kourant fuͤr einen Mann ohne Pferd, und von 
Zehn Thalern Preuß. Kourant für einen Mann mit dem Pferde gereicht, von 
dem ausliefernden Theile vorgeſchoſſen und ſofort bei der Auslieferung wieder⸗ 
erſtattet werden. In Ruͤckſicht anderer ausgetretener Militairpflichtigen, die 
nicht nach Artikel 2. in die Klaſſe der eigentlichen Deſerteurs gehören, fällt 
dieſes Kartelgeld weg. Bere 8 eg 


Artikel 13. a J 

UAulueber den Empfang der, Artikel 10. und 12., gedachten Koſten und 
Gratiſikations⸗Erſtattung hat die ausliefernde Behörde zu quitiren. Des 
etwa 
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etwa nicht ſofort gie n Betrages der zu erſtattenden Unkoſten hal⸗ 
ber, iſt aber die Auslieferung des Deſerteurs, wenn derſelben ini kein Be⸗ 
denken entgegenſteht, nicht aufzuhalten. 


Artikel 14. 

Allen Behoͤrden, beſonders den Grenzbehoͤrden, wird es ſtrenge zur 
Pflicht gemacht werden, auf die jenſeitigen Deſerteurs ein wachſames Auge 
zu haben, und daher einen jeden, aus deſſen Ausſagen, Kleidung, Waffen, 
oder andern Anzeichen ſich ergiebt, daß er ein ſolcher Deſerteur ſey, ſogleich, 
ohne erſt eine Requiſtion deshalb abzuwarten, unter Aufſicht zu ſtellen, oder 
nach Umſtaͤnden zu verhaften. 


Artikel 15. a 
Alle nach der Verfaſſung der beiderfeitigen Staaten, Reſerve- oder 
Landwehr- und uͤberhaupt militairpflichtige Unterthanen, welche ſich von Zeit 
der Publikation dieſer Konvention an, in die Lande des andern Souverains 


oder zu deſſen Truppen begeben, ſind auf vorgaͤngige Reklamation, der Aus⸗ 


lieferung ebenfalls unterworfen, und es ſoll mit dieſer Auslieferung im uͤbri⸗ 
gen ſowohl in Hinſicht der dabei zu beobachtenden Form, als auch wegen 
der zu erſtattenden Verpflegungskoſten, eben ſo gehalten werden, wie es wegen 
der Auslieferung militairiſcher Deſerteurs in dieſer Konvention beſtimmt iſt. 
Bei allen ſolchen Auslieferungen aber, welche von der Obrigkeit auf 


jenſeitige Requiſition bewirkt werden, wird ein Kartelgeld nicht entrichtet. 


Artikel 16. 

Diejenigen Individuen, welche nach den Geſetzen eines jeden der pa⸗ 
eiscirenden Staaten im ee e Alter ſind, und bei Ueberſchreitung 
der gegenſeitigen Grenzen, ohne eine hinreichende Legitimation vorzeigen zu 
koͤnnen, den Verdacht auf ſich ziehen, daß ſie ſich der Militairpflicht gegen 
ihren Staat entziehen wollen, ſollen ſofort zuruͤckgewieſen, und dergleichen 


Perſonen weder . noch . in dem b Haage geſtattet 
werden. 77 = 


Artikel 17. 
Den beiderſeitigen Behörden und Unterthanen wird ſtrenge unterſagt 


werden, Deſerteurs oder ſolche Militairpflichtige, die ihre desfallſige Be⸗ 


freiung nicht hinlaͤnglich nachweiſen koͤnnen, zu Kriegsdienſten anzunehmen, 
deren Aufenthalt zu verheimlichen, oder dieſelben, um ſich etwanigen Rekla⸗ 
mationen zu entziehen, in entferntern Gegenden zu befoͤrdern. Auch ſoll es 
nicht geſtattet werden, daß von irgend einer fremden Macht dergleichen In⸗ 


dividuen innerhalb der Staaten der hohen Souverains angeworben werden. 


Artikel 
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Artike 85 i 
Wer 80 der wiſſentlichen Verhehlung eines Deſerteurs oder Militair⸗ 
pflichtigen und der Beförderung der Flucht deſſelben ſchuldig macht, wird mit 
einer nachdruͤcklichen Geld- oder Gefaͤngnißſtrafe belegt. 


Artikel 10. 


Gleichtmaͤßig wird es den Unterthanen beider hohen Kehren 
unterſagt werden, von einem jenfeitigen Deſerteur Pferde, Sattel und Reit⸗ 
zeug, Armatur und Montirungsſtuͤcke zu kaufen oder ſonſt an ſich zu bringen. 
Der Uebertreter dieſes Verbots wird nicht allein zur Herausgabe dergleichen 
an ſich gebrachter Gegenſtaͤnde, ohne den mindeſten Erſatz, oder zu Erſtat⸗ 
tung des Werths angehalten, ſondern noch uͤberdem mit willkuͤhrlicher Geld⸗ 
oder Gefängnißftrafe belegt werden, wenn bewieſen wird, daß er wiſſentlich 
von einem Deferteur etwas gekauft oder an ſich gebracht hat. 


Artikel 20. 

Indem auf dieſe Art eine regelmaͤßige Auslieferung der gegenſeitigen 
Deſerteurs und Militairpflichtigen eingeleitet iſt, wird jede eigenmaͤchtige 
Verfolgung eines Deſerteurs auf jenſeitigem Gebiete als eine Verletzung des 
Letztern ſtreng unterſagt, und ſorgfaͤltig vermieden werden. Wer ſich dieſes 
Vergehens ſchuldig macht, wird, wenn er dabei betroffen wird, ſogleich ver⸗ 
haftet, und zur geſetzlichen Beſtrafung an feine Regierung abgeliefert werden. 


Artikel 2 r. i 
Als eine Gebietsverletzung iſt jedoch nicht anzuſehen, wenn von einem 
Kommando, welches einen oder mehrere Deſerteurs bis an die Grenze ver⸗ 
folgt, ein Kommandirter in das jenſeitige Gebiet geſandt wird, um der näch⸗ f 
ſten Orts⸗Obrigkeit die Deſertion zu melden. 


Dieſe Obrigkeit muß vielmehr, wenn der Deſerteur ſich in ihrem Be⸗ 
reiche findet, denſelben ſofort verhaften, und wird in dieſem Falle, wie uͤber⸗ 
haupt jedesmal, wenn ein Deſerteur von der Obrigkeit verhaftet wird, kein 
Kartelgeld gezahlt. Der Kommandirte darf ſich aber keinesweges an den 
Deſerteur vergreifen; widrigenfalls er nach Artikel 20, zu behandeln iſt. 


Artikel 22. 

Jede gewaltſame oder heimliche Anwerbung im jenſeitigen Territorio, 
Verfuͤhrung jenſeitiger Soldaten zur Deſertion, oder anderer Unterthanen zum 
Austreten, mit Verletzung ihrer Militairpflicht, iſt ſtreng unterſagt. Wer eines 
W ae wegen in dem Staate, wo er ſich deſſen ſchuldig gemacht, er⸗ 

griffen 


griffen wird, iſt der geſetzlichen Beſtrafung deſſelben unterworfen. Wer ſich 
aber dieſer Beſtrafung durch die Flucht entzieht, oder von ſeinem Vaterlande 


aus auf obige Art auf jenſeitige Unterthanen zu wirken ſucht, wird auf desfall⸗ 
ſige Requiſition in ſeinem Vaterlande zur Unterſuchung und nachdruͤcklichen 


N Siehe gezogen werden. 


Artikel 23. 

Diejenigen, welche vor Bekanntmachung dieſer Konvention von den Trup⸗ 
pen des einen der hohen kontrahirenden Theile deſertirt find, und entweder bei 
denen des andern Souverains Militairdienſte genommen haben, oder ſich, ohne 
dergleichen wieder ergriffen zu haben, in deſſen Landen aufhalten, find der Re⸗ 
klamation und Auslieferung nicht unterworfen. 


Artikel 24. 

Den Landeskindern beider Theile, welche zur Zeit der Publikation wirk⸗ 

lich in dem Militairdienſt des andern Somverains ſich befinden, ſoll die Wahl 

freiſtehen, entweder in ihren Geburtsort zuruͤck zu kehren, oder in den Dienſten, 

in welchen fie ſich befinden, zu bleiben. Doch muͤſſen fie ſich laͤngſtens bin⸗ 

nen einem Jahre, nach Publikation gegenwärtiger K Konvention, diesfalls be= 

ſtimmt erklaͤren, und es ſoll denjenigen, welche in ihre Heimath zuruͤckkehren 

wollen, der Abſchied unweigerlich ertheilt werden. Bei freiwilligen Kapitu⸗ 
lanten treten dieſe Beſtimmungen erſt nach Ablauf der Kapitulation ein. 


Artikel 25. 
Gegenwaͤrtige Konvention wird von den hohen Aolterah enden, Beider⸗ 


ſeits zu gleicher Zeit zur genaueſten Befolgung publizirt werden, und iſt guͤltig 
und geſchloſſen auf Sechs Jahre, mit ſtillſchweigender Verlaͤngerung bis zu 


erfolgender Auſkündigung, welche ſodann jedem der hohen kontrahirenden 


Theile ein Jahr voraus freiſteht. 


Wann auf dem Bundestage jedoch allgemeine Beſchluͤſſe gefaßt wuͤrden, 
welche mit den vorſtehenden Beſtimmungen unvereinbar ſind, ſo wird das 
n Verfahren kuͤnftig an die Stelle treten. 

Urkundlich von Uns ebhkeigenzendig unterjporichen und mit Unſerm 
Königlichen Inſiegel bedruckt. 


Gegeben Berlin, den 31ſten Oktober 1817. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


C. Fuͤrſt v. Hardenberg. 


(No. 458.) 
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(No. 458.) Erklarung wegen der zwiſchen der Koͤnigl. Preußiſchen und Königl. Wuͤrtem⸗ 
a bergiſchen Regierung verabredeten Freizügigkeit, in Betreff der zum deut⸗ 
ſchen Bunde nicht gehoͤrigen Preußiſchen Provinzen. De dato den 
sten Dezember 1817. nn 


Mn die Koͤnigl. Preußiſche Regierung mit der Koͤnigl. Wuͤrtembergi⸗ 
ſchen dahin uͤbereingekommen iſt, gegenſeitig den Abſchoß und das Abfahrts⸗ 
geld auch in Beziehung auf die nicht zum deutſchen Bunde gehoͤrigen Preußi⸗ 
ſchen Provinzen nach ihrem gegenwärtigen und kuͤnftigen Umfange aufzuheben, 
ſo erklaͤren beide gedachte Regierungen hiermit, daß fte ſtatt einer beſondern 
Uebereinkunft dieſerhalb, lediglich den Inhalt des im Protokolle der deutſchen 
Bundesverſammlung vom 23ſten Juni d. J. befindlichen Beſchluſſes, wegen der 
unter ſaͤmmtlichen deutſchen Bundesſtaaten feſtgeſetzten Nachſteuer- und Ab⸗ 
zugsfreiheit, auch auf die nicht zum deutſchen Bunde gehoͤrigen Preußiſchen 
Provinzen nach ihrem gegenwärtigen und kuͤnftigen Unnfange ausdehnen wollen. 

Gegenwaͤrtige, im Namen Seiner Majeſtaͤt des Königs von Preußen 
und Seiner Majeftät des Königs von Wuͤrtemberg zweimal gleichlautend aus⸗ 
gefertigte Erklaͤrung ſoll, nach erfolgter gegenſeitiger Auswechſelung ſogleich 
Kraft und Wirkſamkeit erhalten, und in den beiderſeitigen Landen öffentlich 
bekannt gemacht werden. 

Gegeben Berlin, den Sten Dezember 1817. 


5 (L. S.) Der Staatskanzler | 
C. Fuͤrſt v. Hardenberg. 


U 


(No. 459.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 22ſten Dezember 181. daß auch das Ge⸗ 
halt der mobilen Militeir-Beamten keinen Abzug erleiden ſoll. 


Nl Ihre Anfrage vom IIten April d. J. ſetze Ich hierdurch feſt: daß die 
Beſtimmung, wornach bei eintretender Mobilmachung der Armee, jeder Offi⸗ 
zier den vollen Betrag ſeines Gehalts behalten muß und zu ſolcher Zeit einen 


Abzug davon nicht erleiden kann, auch auf die mobilen Militair⸗ Beamten 
zug 5 „ 


welche nicht zu der Zahl der Offiziere gehoͤren, Anwendung finden ſoll. 
Berlin, den 22ſten Dezember 1817. 3 


| | Friedrich Wilhelm 
An die Staats⸗Miniſter von Kircheiſen ag 
und von Boyen. 


